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Gute Arbeitsschutzorganisation spart Zeit und Kosten:

Arbeitsschutz ist Chefsache
Von Dr. Martin Bozenhardt

Bereits die „DGUV Vorschrift 2“ vom 

01. Januar 2011 fordert die Imple-

mentierung eines Gesamtkonzeptes 

zur Gefährdungsbeurteilung und 

die Schaffung einer Arbeitsschutz- 

organisation. Die Fachkraft für  

Arbeitssicherheit und der Arbeits-

mediziner haben den Arbeitgeber 

dahingehend zu beraten. Zur Orien-

tierung hat die Gemeinsame Deut-

sche Arbeitsschutzstrategie (GDA) 

jetzt Leitlinien entwickelt, die nicht 

nur die Systematisierung der Kon- 

trolle durch die Behörde ermöglicht, 

sondern auch ein nützliches Doku-

ment für den Arbeitgeber sind.
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Die Anforderungen zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz werden konkret. 
Leistungsorientierter Ansatz steht im 
Mittelpunkt der Anforderung
Spätestens seit Inkrafttreten der DGUV 
Vorschrift 2 steht eine qualitätsorientier-
te Betreuung durch die Fachkraft für Ar-
beitssicherheit und durch den Betriebsarzt/
Arbeitsmediziner im Vordergrund. Anstelle 
der Vorgabe starrer Einsatzzeiten wird der 
Betreuungsumfang maßgeblich durch die 
betriebsindividuelle Gefährdungssituation 
und Bedarfslage bestimmt und weitgehend 
durch Leistungskataloge beschrieben. Un-
terschieden wird die Grundbetreuung und 
betriebsspezi$sche Betreuung. 

Die Gefährdungsbeurteilung und die 
Organisation des betrieblichen Arbeits-
schutzes stehen im Fokus
Für die betriebsärztliche und sicherheits- 
technische Regelbetreuung gibt die DGUV 
Vorschrift 2 bereits in der Grundbetreuung 
Aufgabenfelder zur Implementierung der 
Gefährdungsbeurteilung und Schaffung 
einer Arbeitsschutzorganisation vor.

Eine Organisation im Arbeitsschutz be-
deutet die Festlegung von Verantwort-
lichkeiten, die Gestaltung einer Politik zur 
Vermeidung von Unfällen und gesundheits-
schädlichen Ein%üssen im Unternehmen, 
Ermittlung von Kennzahlen und Schaffung 
einer geeigneten Aufbau- und Ablauforga-
nisation zur qualitativen Durchführung der 
geforderten Gefährdungsbeurteilungen 
und Beurteilung der Risikofaktoren. Dieser 
Ansatz fördert die aktive Auseinanderset-
zung mit dem Arbeitsschutz. Er erfordert 
einen kontinuierlichen Dialog zwischen Be-
triebsarzt, Fachkraft für Arbeitssicherheit 
und Praxisinhaber.

Dabei stehen folgende inhaltliche Aspekte 
zur Betreuung im Mittelpunkt:
1. Arbeitsschutzorganisation
2. Gefährdungsbeurteilung
3. Qualität der Arbeit

1. Arbeitsschutzorganisation
Die Arbeitsmediziner und die Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit haben nach DGUV 
Vorschrift 2 beratende, mitwirkende und 
unterstützende Leistungen zu erfüllen. Die 

Aufgabenfelder der DGUV Vorschrift 2 zur 
arbeitsmedizinischen und sicherheitstech-
nischen Betreuung zeigen im Detail die 
Leistungskriterien an.

Aufgabenfelder der Grundbetreuung:
1.  Unterstützung bei der Gefährdungsbe-

urteilung (Beurteilung der Arbeitsbedin-
gungen)

2.  Unterstützung bei grundlegenden Maß-
nahmen der Arbeitsgestaltung – Ver-
hältnisprävention

3.  Unterstützung bei der Schaffung einer 
geeigneten Organisation und Integrati-
on in die Führungstätigkeit

4.  Untersuchungen nach eingetretenen Er-
eignissen

5.  Allgemeine Beratung von Arbeitgebern 
und Führungskräften, betrieblichen Inte-
ressenvertretungen sowie Beschäftigten

6.  Erstellung von Dokumentationen, Erfül-
lung von Meldep%ichten

7.  Mitwirkung in betrieblichen Bespre-
chungen

8. Selbstorganisation

Die eigenverantwortliche Erfüllung der 
Aufgaben und Anforderungen obliegen 
weiterhin der Verantwortlichkeit des 
Unternehmers. Genau an diesem Punkt 
zeichnet sich für den Unternehmer die Re-
alisierung seiner Grundp%ichten aus dem 
Arbeitsschutzgesetz ab:

§ 3 Grundpflichten des Arbeitgebers
(1) Der Arbeitgeber ist verp%ichtet, die 
erforderlichen Maßnahmen des Arbeits-
schutzes unter Berücksichtigung der 
Umstände zu treffen, die Sicherheit und 
Gesundheit der Beschäftigten bei der Ar-
beit beein%ussen. Er hat die Maßnahmen 
auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und 
erforderlichenfalls sich ändernden Gege-
benheiten anzupassen. Dabei hat er eine 
Verbesserung von Sicherheit und Gesund-
heitsschutz der Beschäftigten anzustreben.

(2) Zur Planung und Durchführung der 
Maßnahmen nach Absatz 1 hat der Arbeit-
geber unter Berücksichtigung der Art der 
Tätigkeiten und der Zahl der Beschäftigten
1.  für eine geeignete Organisation zu sor-

gen und die erforderlichen Mittel bereit-
zustellen sowie

2.  Vorkehrungen zu treffen, dass die Maß-
nahmen erforderlichenfalls bei allen 
Tätigkeiten und eingebunden in die  
betrieblichen Führungsstrukturen be-
achtet werden und die Beschäftigten 
ihren Mitwirkungsp%ichten nachkom-
men können.

(3) Kosten für Maßnahmen nach diesem 
Gesetz darf der Arbeitgeber nicht den Be-
schäftigten auferlegen.

Da der Unternehmer die Aufgabe hat, unter 
Berücksichtigung der fachlichen Beratung 
aller Präventionsakteure, die Leistungen 
zur Betreuung am tatsächlichen Bedarf 
des jeweiligen Betriebs festzulegen, ist es 
im Hinblick der unternehmerischen Verant-
wortung und des damit verbundenen Risi-
kos ratsam, eine regelmäßige Prüfung der 
Dienstleistungsqualität (z. B. Arbeitsmedi-
ziner und Fachkraft für Arbeitssicherheit) 
im Rahmen der betrieblichen Arbeitsschut-
zorganisation vorzusehen.

In der Praxis heißt das für den Arbeitgeber, 
sich den Nachweis des jeweiligen Erfül-
lungszustandes sowie die Dokumentation 
zur eigenen Tätigkeit und zur Inanspruch-
nahme der Einsatzzeiten unter Bezugnah-
me auf die Kriterien zur DGUV Vorschrift 2 
geben zu lassen.

Die DGUV V 2 als unternehmerisches 
Werkzeug zur Regelung der allgemeinen 
Grundsätze des Arbeitsschutzes
Die von Politik und Arbeitsschutzexperten 
postulierten Konzeptanforderungen an die 
Grundbetreuung und an den betriebsspe-
zi$schen Teil der Betreuung enthalten die 
allgemeinen Grundsätze nach § 4 Arbeits-
schutzgesetz.

§ 4 Allgemeine Grundsätze
Der Arbeitgeber hat bei Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes von folgenden allgemei-
nen Grundsätzen auszugehen:
1.  Die Arbeit ist so zu gestalten, dass eine 

Gefährdung für Leben und Gesundheit 
möglichst vermieden und die verbleiben-
de Gefährdung möglichst gering gehal-
ten wird;

2.  Gefahren sind an ihrer Quelle zu be-
kämpfen;
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3.  bei den Maßnahmen sind der Stand von 
Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene 
sowie sonstige gesicherte arbeitswis-
senschaftliche Erkenntnisse zu berück-
sichtigen;

4.  Maßnahmen sind mit dem Ziel zu planen, 
Technik, Arbeitsorganisation, sonstige 
Arbeitsbedingungen, soziale Beziehun-
gen und Ein%uss der Umwelt auf den 
Arbeitsplatz sachgerecht zu verknüpfen;

5.  individuelle Schutzmaßnahmen sind 
nachrangig zu anderen Maßnahmen;

6.  spezielle Gefahren für besonders schutz-
bedürftige Beschäftigtengruppen sind 
zu berücksichtigen;

7.  den Beschäftigten sind geeignete Anwei-
sungen zu erteilen;

8.  mittelbar oder unmittelbar geschlechts-
spezi$sch wirkende Regelungen sind nur 
zulässig, wenn dies aus biologischen 
Gründen zwingend geboten ist.

Dies umfasst nach dem aktuellen Ma-
nagementverständnis eine Arbeitsschut-
zorganisation, die auf einen ständigen 
Verbesserungsprozess des Arbeitsschutzes 
ausgerichtet ist. Dieses Ziel wird auch von 
den zuständigen Behörden und Unfallver-
sicherungsträgern verfolgt.

Leistungen zur Abbildung einer Arbeits-
schutzorganisation mit Blick auf die be-
hördliche Systemkontrolle
Mit der behördlichen Systemkontrolle 
überprüft die zuständige Arbeitsschutz-
behörde das Vorhandensein und Funkti-
onieren einer Arbeitsschutzorganisation 
hinsichtlich ihrer Eignung im Sinne des  
§ 3 ArbSchG.

Die Beratung zur und die Überwachung 
der Arbeitsschutzorganisation müssen 
die Arbeitsschutzstrukturen (Aufbauor-
ganisation) und die für den Arbeitsschutz 
wesentlichen Abläufe einer Organisation 
(Ablauforganisation) umfassen. 

In 15 Elementen werden die rechtlichen 
Verp%ichtungen der Betriebe zur Arbeits-
schutzorganisation konkretisiert und er-
läutert. Sie de$nieren damit auch den 
Kernbereich der Beratungs- und Überwa-
chungstätigkeit der Aufsichtsdienste. 

Der Mindestprüfumfang umfasst die Ele-
mente 1 bis 6. Die Elemente 7 bis 15 be-
schreiben ergänzende Anforderungen, die 
je nach betrieblicher Situation oder Anlass 
zusätzlich angewendet werden können.

15 Elemente der Beratung und Überwa-
chung – Mindestprüfumfang:
1.  Verantwortung und Aufgabenübertra-

gung
2.  Überwachung der Einhaltung der über-

tragenen P%ichten und Kontrolle der 
Aufgabenerledigung

3.  Erfüllung der Organisationsp%ichten aus 
dem ASiG

4.  Sicherstellung notwendiger Quali$katio-
nen für den Arbeitsschutz bei Führungs-
kräften, Funktionsträgern und Beschäf-
tigten mit bestimmten Aufgaben

5.  Organisation der Durchführung der Ge-
fährdungsbeurteilung

6.  Geeignete Regelungen für die Durchfüh-
rung und Dokumentation von Unterwei-
sungen

Ergänzende Prüfelemente:
7.  Umgang mit behördlichen Au%agen, z. B. 

Genehmigungen, Erlaubnisse, Besichti-
gungsschreiben

8.  Handhabung der Rechtsvorschriften so-
wie des technischen und betrieblichen 
Regelwerks, insbesondere bei Änderun-
gen der Rechtsvorschriften

9.  Einbeziehung der besonderen Funktions-
träger

10.  Kommunikation des Arbeitsschutzes
11.  Organisation der arbeitsmedizinischen 

Vorsorge
12.  Regelungen zur Planung und Beschaf-

fung
13.  Information und Einbindung von 

Fremd$rmen
14.  Integration von zeitlich befristet Be-

schäftigten (z. B. Zeitarbeitnehmer, 
Praktikanten)

15.  Organisation von Notfallmaßnahmen/
Erste Hilfe

2. Gefährdungsbeurteilung
Das Arbeitsschutzgesetz verp%ichtet den 
Arbeitgeber dazu, für alle Arbeitsplätze 
eine Gefährdungsbeurteilung durchzufüh-
ren. Diese Verp%ichtung ist unabhängig 
von der Beschäftigtenzahl.

§ 5 Beurteilung der Arbeitsbedingungen
(1) Der Arbeitgeber hat durch eine Beurtei-
lung der für die Beschäftigten mit ihrer Ar-
beit verbundenen Gefährdung zu ermitteln, 
welche Maßnahmen des Arbeitsschutzes 
erforderlich sind.

(2) Der Arbeitgeber hat die Beurteilung je 
nach Art der Tätigkeiten vorzunehmen. Bei 
gleichartigen Arbeitsbedingungen ist die 
Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder einer 
Tätigkeit ausreichend.

(3) Eine Gefährdung kann sich insbesonde-
re ergeben durch 
1.  die Gestaltung und die Einrichtung der 

Arbeitsstätte und des Arbeitsplatzes,
2.  physikalische, chemische und biologi-

sche Einwirkungen,
3.  die Gestaltung, die Auswahl und den Ein-

satz von Arbeitsmitteln, insbesondere 
von Arbeitsstoffen, Maschinen, Geräten 
und Anlagen sowie den Umgang damit,

4.  die Gestaltung von Arbeits- und Ferti-
gungsverfahren, Arbeitsabläufen und 
Arbeitszeit und deren Zusammenwirken,

5.  unzureichende Quali$kation und Unter-
weisung der Beschäftigten,

6. psychische Belastungen bei der Arbeit.

Die Gefährdungsbeurteilung ist entschei-
dend für die Verringerung von Arbeitsun-
fällen und berufsbedingten Krankheiten. 
Durch die Gefährdungsbeurteilung ist der 
Arbeitgeber in der Lage, die notwendigen 
Maßnahmen zum Schutz der Sicherheit 
und Gesundheit ihrer Arbeitnehmer zu er-
greifen. Die Orientierung bei der Gefähr-
dungsbeurteilung erfolgt an sogenannten 
Gefährdungsfaktoren, denen wiederum 
Gefährdungsmerkmale zugeordnet sind.

Gefährdungsfaktoren 
Gefährdungsfaktoren sind Gruppen von 
Gefährdungen, die durch gleichartige Ge-
fahrenquellen oder Wirkungsqualitäten 
gekennzeichnet sind. Die folgende Liste 
enthält Gefährdungsfaktoren, die bei der 
Arbeit auftreten können:
1.  Mechanische Gefährdungen
2.  Elektrische Gefährdungen
3.  Gefahrstoffe
4.  Biologische Arbeitsstoffe
5.  Brand- und Explosionsgefährdungen
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6.  Thermische Gefährdungen
7.  Gefährdung durch spezielle physikalische 

Einwirkungen
8.  Gefährdungen durch Arbeitsumge-

bungsbedingungen
9.  Physische Belastung/Arbeitsschwere
10.  Psychische Faktoren
11.  Sonstige Gefährdungen

Den jeweiligen Gefährdungsfaktoren sind 
Gefährdungsmerkmale zugeordnet. Der 
Arbeitgeber oder dessen Erfüllungsgehil-
fe (z. B. Fachkraft für Arbeitssicherheit, 
Arbeitsmediziner) hat die Beurteilung je 
nach Art der Tätigkeit vorzunehmen. Bei 
gleichartigen Arbeitsbedingungen ist die 
Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder einer 
Tätigkeit ausreichend.

Die GDA-Leitlinie zur Dokumentation 
der Gefährdungsbeurteilung
Die Leitlinie zur Gefährdungsbeurteilung 
und deren Dokumentation ist ein we-
sentliches Element bei der Erreichung 
des übergeordneten Ziels der Gemeinsa-
men Deutschen Arbeitsschutzstrategie 
(GDA), die Sicherheit und Gesundheit der 
Beschäftigten durch einen ef$zient und 
systematisch wahrgenommenen Arbeits-
schutz zu verbessern und zu fördern. Die 
systematische Durchführung bzw. Ausge-
staltung der Gefährdungsbeurteilung ist 
die Basis für eine wirksame Prävention 
arbeitsbedingter Unfall- und Gesund-
heitsgefahren. Folgende Grundsätze sind 
dabei zu wahren:
  Personengruppen und Betriebszustände 
wurden berücksichtigt.

  Die Gefährdungen wurden vollständig er-
mittelt.

  Die Gefährdungen sind rechtzeitig, voll-
ständig und richtig beurteilt.

  Die Maßnahmen wurden entsprechend 
der Rangfolge (T-O-P) festgelegt.

  Die Umsetzungsmodalitäten der Maß-
nahmen sind ersichtlich.

  Die Wirksamkeit der festgelegten Maß-
nahmen wird in regelmäßigen Abständen 
überprüft.

  Regelungen und das Ergebnis der GB wer-
den dokumentiert.

  Die Beurteilung der Gefährdungen wird 
bei geänderten Betriebsbedingungen an-
gepasst.

  Die Grundlage der GB bilden die aktuellen 
Rechtsvorschriften.

  Hinweise der Arbeitsschutzakteure und 
Beschäftigten zu Sicherheit und Gesund-
heitsschutz wurden beachtet.

Bei der Bewertung der Gefährdungsbeur-
teilung durch die zuständige Behörde sind 
drei Fälle zu unterscheiden:
1.  Die Gefährdungsbeurteilung wurde nicht 

durchgeführt.
2.  Die Gefährdungsbeurteilung wurde nicht  

angemessen durchgeführt.
3.  Die Gefährdungsbeurteilung wurde ange-

messen durchgeführt.

3. Qualität der Arbeit
Es ist leicht erkennbar, dass das Qualitäts-
management mit seinen Vorgaben zum kon-
tinuierlichen Verbesserungsprozess (PDCA)  
die Anforderungen an das Verfahren zur 
Gefährdungsbeurteilungen beein%usst.

Die Festlegung von Inhalt und Form der 
betriebsärztlichen und sicherheitstech-
nischen Betreuung ist in erster Linie Auf-
gabe des Unternehmers. Bei der Ermitt-
lung stehen somit auch die Leistungen im 
Vordergrund, die in Eigenverantwortung 
des Betriebs aufgeteilt und vereinbart 
werden müssen. Des Weiteren sind die 
Betreuungsleistungen der Fachkraft für 
Arbeitssicherheit und des Arbeitsmedizi-
ners konkret festzulegen, was durchaus 
anspruchsvoll ist und erfahrungsgemäß bis 
zu einem Betreuungsjahr einnehmen kann. 
Insgesamt ist aber eine deutliche Ef$zienz- 
und Qualitätssteigerung im Arbeitsschutz 
erkennbar.

Es ist zu beachten, dass die Anforderungen 
zur arbeitsmedizinischen und sicherheits- 
technischen Beratung nicht nur in einer 
Anlage im Vertrag mit den Inhalten der 
DGUV Vorschrift 2 übereinstimmen, son- 
dern auch in der Abbildung der Leistungen. 
(Prozessablauf, Verfahrensbeschreibung, 
Übereinstimmung der praktischen Betreu-
ung mit den Kriterien der DGUV Vorschrift 2)  
Eine Zuständigkeits- und Verantwortungs-
matrix in Bezug auf die Grundbetreuung 
zur DGUV Vorschrift 2 gibt bereits im Vor-
feld eine Erkenntnis über die Qualität der 
Dienstleistung.

Ob eine qualitativ geeignete Arbeitsschut-
zorganisation im Unternehmen vorhan-
den ist, kann mit dem GDA-ORGAcheck 
schnell überprüft werden. (www.gda- 
orgacheck.de/daten/gda/index.htm)

Und die Qualität der Gefährdungsbeurtei-
lung? Ist die Gefährdungsbeurteilung do-
kumentiert, sind Bearbeitungsstand sowie 
die Ergebnisse aus den Gefährdungsmerk-
malen sowie Aktualität der Maßnahmen 
und die Verbesserungspotenziale (wer 
macht was, wie und wo?) bekannt und 
auch die Wirkungskontrolle durchgeführt, 
kann davon ausgegangen werden, dass 
die Gefährdungsbeurteilung von der Be-
hörde und vom Unfallversicherungsträger 
für „angemessen durchgeführt“ erklärt 
wird. 

Grundsätzlich gilt: Erst die Angabe des 
jeweiligen Erfüllungszustandes sowie die 
Dokumentation zur eigenen Tätigkeit und 
zur Inanspruchnahme der Einsatzzeiten 
schafft Transparenz über die Leistung und 
Qualität der Arbeit.
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Zum Autor
Dr. Martin Bozenhardt ist Initiator 
eines datenbankbasierenden Ar-
beitsschutzmanagement-Systems, 
das seit 1996 unter der Marke „eco-
nomed“ in über 1000 Unternehmen 
im Gesundheitswesen eingeführt 
wurde. Über den Arbeitsschutz hi-
naus sind auch Leistungen zum Da-
tenschutz, Strahlenschutz, Brand-
schutz, zur Betriebsmittelsicherheit, 
zur Medizinproduktesicherheit bis 
hin zum Umweltschutz abrufbar. 

Damit übernimmt das System die 
Organisation und Qualitätssiche-
rung aller gesetzlich notwendigen 
Schutzvorschriften für den Unter-
nehmer.
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